
§ 61 Erwerbstätigkeit AsylG 

 

 

Fassung vom 20.10.2015 - gültig ab 24.10.2015  

 

(1) Für die Dauer der Pflicht, in einer Aufnahmeeinrichtung zu wohnen, darf der Ausländer keine 

Erwerbstätigkeit ausüben.  

(2) 1Im Übrigen kann einem Asylbewerber, der sich seit drei Monaten gestattet im Bundesgebiet aufhält, 

abweichend von § 4 Abs. 3 des Aufenthaltsgesetzes die Ausübung einer Beschäftigung erlaubt werden, 

wenn die Bundesagentur für Arbeit zugestimmt hat oder durch Rechtsverordnung bestimmt ist, dass die 

Ausübung der Beschäftigung ohne Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit zulässig ist. 2Ein geduldeter 

oder rechtmäßiger Voraufenthalt wird auf die Wartezeit nach Satz 1 angerechnet. 3Die §§ 39, 40 Absatz 1 

Nummer 1 und Absatz 2 und die §§ 41 und 42 des Aufenthaltsgesetzes gelten entsprechend. 4Einem 

Ausländer aus einem sicheren Herkunftsstaat gemäß § 29a, der nach dem 31. August 2015 einen 

Asylantrag gestellt hat, darf während des Asylverfahrens die Ausübung einer Beschäftigung nicht erlaubt 

werden. 

 

§ 60a Vorübergehende Aussetzung der Abschiebung (Duldung) 

Fassung vom 20.10.2015 - gültig ab 24.10.2015  

 

(6) 1Einem Ausländer, der eine Duldung besitzt, darf die Ausübung einer Erwerbstätigkeit nicht erlaubt 

werden, wenn 

1. er sich in das Inland begeben hat, um Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz zu erlangen, 

2. aufenthaltsbeendende Maßnahmen bei ihm aus Gründen, die er selbst zu vertreten hat, nicht vollzogen 

werden können oder 

3. er Staatsangehöriger eines sicheren Herkunftsstaates nach § 29a des Asylgesetzes ist und sein nach 

dem 31. August 2015 gestellter Asylantrag abgelehnt wurde. 

Zu vertreten hat ein Ausländer die Gründe nach Satz 1 Nummer 2 insbesondere, wenn er das 

Abschiebungshindernis durch eigene Täuschung über seine Identität oder Staatsangehörigkeit oder durch 

eigene falsche Angaben selbst herbeiführt. 

 

 

Aufgrund dieser Änderungen ist es Asylbewerbern und geduldeten Ausländern, die aus einem sicheren 

Herkunftsstaat nach § 29a AsylG kommen und ihren Asylantrag nach dem 31. August 2015 gestellt haben 

bzw. bei Geduldeten dieser auch nach dem 31. August 2015 abgelehnt wurde, nicht erlaubt, einer 

Erwerbstätigkeit nachzugehen.  

 

https://www.neuer-medienverlag.com/htk/gesetze/aufenthg/p4.htm
https://www.neuer-medienverlag.com/htk/gesetze/aufenthg/p41.htm


 Des Weiteren ist es Inhabern einer Aufenthaltsgestattung oder einer Duldung  gemäß § 32 BeschV 

(Beschäftigungsverordnung) erlaubt, eine Tätigkeit als Leiharbeitnehmer gemäß § 1 Abs. 1 des 

Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes auszuüben, wenn sie sich 15 Monate ununterbrochen erlaubt im 

Bundesgebiet aufgehalten haben.  Ausgenommen sind hiervon aber die Ausländer, die aus einem sicheren 

Herkunftsstaat nach § 29a AsylG kommen und ihren Asylantrag nach dem 31. August 2015 gestellt haben 

bzw. bei Geduldeten dieser auch nach dem 31. August 2015 abgelehnt wurde. 

 

Verordnung über die Beschäftigung von Ausländerinnen und Ausländern 
(Beschäftigungsverordnung - BeschV) 
§ 32 Beschäftigung von Personen mit Duldung 
 
(1) Ausländerinnen und Ausländern, die eine Duldung besitzen, kann eine Zustimmung zur Ausübung einer 
Beschäftigung erteilt werden, wenn sie sich seit drei Monaten erlaubt, geduldet oder mit einer Aufenthaltsgestattung im 
Bundesgebiet aufhalten. Die §§ 39, 40 Absatz 1 Nummer 1 und Absatz 2 sowie § 41 des Aufenthaltsgesetzes gelten 
entsprechend. 
 
(2) Keiner Zustimmung bedarf die Erteilung einer Erlaubnis zur Ausübung  
- eines Praktikums nach § 22 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 bis 4 des Mindestlohngesetzes, 
- einer Berufsausbildung in einem staatlich anerkannten oder vergleichbar geregelten Ausbildungsberuf, 
- einer Beschäftigung nach § 2 Absatz 1, § 3 Nummer 1 bis 3, § 5, § 14 Absatz 1, § 15 Nummer 2, § 22 Nummer 3 bis 5 
  und § 23, 
- einer Beschäftigung von Ehegatten, Lebenspartnern, Verwandten und Verschwägerten ersten Grades eines 
Arbeitgebers in dessen Betrieb, wenn der Arbeitgeber mit diesen in häuslicher Gemeinschaft lebt oder 
jeder Beschäftigung nach einem ununterbrochen vierjährigen erlaubten, geduldeten oder gestatteten 
Aufenthalt im Bundesgebiet. 
 
(3) Die Zustimmung für ein Tätigwerden als Leiharbeitnehmer (§ 1 Absatz 1 des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes) 
darf nur in den Fällen des Absatzes 5 erteilt werden. 
 
(4) Die Absätze 2 und 3 finden auch Anwendung auf Ausländerinnen und Ausländer mit einer Aufenthaltsgestattung. 
 
(5) Die Zustimmung zur Ausübung einer Beschäftigung wird Ausländerinnen und Ausländern mit einer Duldung oder 
Aufenthaltsgestattung ohne Vorrangprüfung erteilt, wenn sie eine Beschäftigung nach § 2 Absatz 2, § 6 oder § 8 
aufnehmen oder sich seit 15 Monaten ununterbrochen erlaubt, geduldet oder mit einer Aufenthaltsgestattung im 
Bundesgebiet aufhalten. 


